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Wichtiges für Bauwerber 

 

Wir bemühen uns, Ihr Bauvorhaben so rasch wie möglich zu bearbeiten. 

Gesetzliche Fristen müssen aber eingehalten werden, planen Sie also bitte 

genügend Zeit für das Bewilligungsverfahren ein.  

 

Folgende Unterlagen sind für eine Einreichung nach § 14 erforderlich: 

 

Ansuchen um Baubewilligung (1-fach) 

Einreichpläne (3-fach) 

Baubeschreibung (3-fach) 

Energieausweis (3-fach, notwendig ab 50 m² Zubau) 

AGWR-Datenblatt (für jede Nutzungseinheit, 1-fach) 

ev. Betriebskonzept – bei Bauvorhaben im Grünland erforderlich)  

 

Wenn die Vorprüfung der Baubehörde zu keiner Abweisung des Antrages führt, werden 

die Nachbarn und Parteien nachweislich vom geplanten Vorhaben und ihrer Einsichts-

möglichkeit in die Pläne verständigt. Diese Einsichtsfrist dauert 2 Wochen.  

Danach erstellt der Sachverständige das Gutachten unter Berücksichtigung allfälliger 

Stellungnahmen der Anrainer und der Baubewilligungsbescheid wird ausgestellt. Dieser 

wird per Einschreiben an den (die) Bauwerber geschickt, ebenso an die Anrainer, die 

zum Bauvorhaben schriftlich eine Stellungnahme abgegeben haben. Innerhalb von 2 

Wochen ab Zustellung der Baubewilligung gibt es wiederum die Möglichkeit, gegen den 

Bescheid Einspruch zu erheben. Langt kein Einspruch am Gemeindeamt ein, wird der 

Bescheid wird mit der Rechtskraftklausel versehen.  

 

Mit dem rechtskräftigen Bescheid erhalten Sie dann auch eine Ausfertigung der 

Einreichunterlagen und dem Baubeginn steht nichts mehr im Wege.  

Gemeinde Viehdorf 
Dorfplatz 1 | 3322 Viehdorf 

(07472) 641 14 
gemeinde@viehdorf.gv.at 

www.viehdorf.gv.at 
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Mit der Baubewilligung sind folgende Rechte und Pflichten verbunden: 

 

Beauftragte Fachleute und Bauführer (§ 25 NÖ BO 2014): 

Der Bauherr hat der Baubehörde spätestens mit der Baubeginnsmeldung den Bauführer 

bekannt zu geben und auf Verlangen einen Nachweis über dessen Befugnis zu 

erbringen. Mit der Bekanntgabe des Bauführers wird der ausführenden Firma eine Parie 

der Einreichunterlagen (Plan, Baubeschreibung, Energieausweis, etc.) zugeschickt.  

 

Der Bauwerber muss 

- binnen 2 Jahren ab der Erteilung der Baubewilligung mit dem Bauvorhaben 

beginnen (Baubeginnsmeldung) und 

- innerhalb von 5 Jahren ab Baubeginn das Bauvorhaben fertigstellen 

(Fertigstellungsanzeige).  

Innerhalb dieser Fristen kann – wenn erforderlich – schriftlich, unter Angabe der 

Gründe, um Verlängerung der Frist angesucht werden.  

Das Recht aus einer Baubewilligung erlischt, wenn diese Fristen nicht eingehalten 

werden.  

 

Baubeginnsmeldung (§ 26 NÖ BO 2014): 

Der Bauherr hat das Datum des Baubeginns der Baubehörde vorher anzuzeigen. Die 

tatsächliche Ausführung muss innerhalb von 4 Wochen ab diesem Datum erfolgen.  

 

Fertigstellungsanzeige (§30 NÖ BO 2014): 

Der Bauwerber hat binnen 5 Jahren ab Baubeginn das bewilligte Bauvorhaben 

fertigzustellen. Die Fertigstellung ist der Baubehörde anzuzeigen und es sind die 

erforderlichen Befunde und Bescheinigungen vorzulegen. Diese sind in der 

Niederschrift angeführt.  

 

Je nach Bauvorhaben können dies sein:  

- Bescheinigung des Bauführers über die bewilligungsgemäße Ausführung des 

Vorhabens 

- Lageplan mit Bescheinigung des Bauführers bzw. mit der Eintragung der Vermessungs- 

   ergebnisse über die lagerichtige Ausführung des Bauvorhabens (2-fach). 
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- Bestandsplan (2-fach) bei anzeigepflichtigen Abweichungen nach § 15 der NÖ BO 2014 

- Prüfbefund der elektrotechnischen Anlage sowie der Blitzschutzanlage 

- Baubefund der Rauchfanganlage 

- Anschluss- und Abnahmebefund der Heizungsanlage 

- Anschluss- und Dichtheitsattest der Kanalanlage, etc.  

 

Bitte beachten Sie: 

Die Baubewilligung umfasst das Recht zur Ausführung des Bauwerks und dessen 

Benützung nach Fertigstellung, WENN die erforderlichen Unterlagen  

nach § 30 Abs. 2 oder 3 der NÖ BO 2014 vollständig vorgelegt werden. 

 

Erst wenn die erforderlichen Unterlagen vorgelegt werden, darf das Bauwerk benützt 

werden und das Bauvorhaben ist abgeschlossen. 

 

Die Bauvorhaben werden unterschieden in  

- bewilligungspflichtige Vorhaben (§ 14) 

- anzeigepflichtige Vorhaben (§ 15) und 

- meldepflichtige Vorhaben (§ 16) 

- bewilligungs- und meldefreie Vorhaben (§ 17) 

 

Bewilligungspflichtige Vorhaben (§ 14 NÖ BO 2014): 

 

1. Neu- und Zubauten von Gebäude  

2. Errichtung von baulichen Anlagen  

3. Abänderung von Bauwerken, wenn die Standsicherheit tragender Bauteile 

beeinträchtigt werden könnte 

3a. die wesentliche Änderung von Seveso-Betrieben (Industrieanlagen, in denen 

gefährliche StoƯe in bestimmten Mengen gelagert, erzeugt oder verarbeitet werden), 

sowie die Änderung des Verwendungszwecks von bestehenden Bauwerken und 

Anlagen, wodurch ein Seveso-Betrieb entsteht; 

3b. die Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken oder deren Teilen oder die 

Erhöhung der Anzahl der Wohnungen ohne bewilligungsbedürftige bauliche 

Änderungen jeweils innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes eines 

Seveso-Betriebes, wenn dies eine neue Entwicklung in der Nachbarschaft eines 
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Seveso-Betriebes darstellt und die Standortwahl oder die Entwicklung das Risiko 

eines schweren Unfalls vergrößern oder die Folgen eines solchen Unfalls 

verschlimmern könnte; 

4. Die Aufstellung und der Austausch von: 

a) Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 400 kW, 

b) Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 400 kW, 

c) Blockheizkraftwerken, die keiner elektrizitäts- oder gewerberechtlichen 

Genehmigungspflicht unterliegen, sofern sie der Raumheizung von Gebäuden, die 

nicht gewerbliche Betriebsanlagen sind, dienen, sowie die Abänderung von: 

d) Feuerungsanlagen nach lit. b, wenn dadurch die Sicherheit von Personen und Sachen 

beeinträchtigt oder der Brandschutz verletzt werden könnten, 

e) mittelgroßen Feuerungsanlagen, sofern sie sich auf die anzuwendenden Emissions-

grenzwerte auswirken könnte; 

5. die Veränderung der Höhenlage des Geländes und die Herstellung des verordneten 

Bezugsniveaus ausgenommen im Fall des § 12a Abs. 1 jeweils auf einem Grundstück 

im Bauland und im Grünland-Kleingarten sowie die Erhöhung und Abänderung des 

Bezugsniveaus gemäß § 67 Abs. 3 und 3a auf einem Grundstück im Bauland; 

6. die Aufstellung von Windkraftanlagen, die keiner elektrizitätsrechtlichen 

Genehmigungspflicht unterliegen, oder deren Anbringung an Bauwerken; 

7. der Abbruch von Bauwerken, die an Bauwerke am Nachbargrundstück angebaut sind, 

wenn Rechte nach § 6 verletzt werden könnten. 

 

Die für die Einreichung erforderlichen Pläne und Beschreibungen sind von Fachleuten 

zu erstellen. Es besteht laut § 6 Abs. 6 der NÖ BO 2014 die Möglichkeit des Verzichts 

der Nachbarn auf ihre Parteistellung, dafür müssen diese nachweislich auf den 

Planunterlagen zustimmen. 

Die Einreichunterlagen müssen von den Grundstücks-Eigentümern, den Bauwerbern, 

dem Planzeichner und ev. von den Nachbarn unterschrieben werden.  

 

Bewilligungspflichtige Vorhaben im vereinfachten Verfahren (§ 15 NÖ BO 2014): 
 
Nachstehende Vorhaben bedürfen einer Baubewilligung im vereinfachten Verfahren: 

1. die Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken oder deren Teilen oder die 

Erhöhung der Anzahl von Wohnungen, wenn hierdurch 

- Festlegungen im Flächenwidmungsplan, 
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- Bestimmungen des NÖ Raumordn.gesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden 

Fassung 

- der Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge oder für Fahrräder, 

- der Spielplatzbedarf, 

- die Festigkeit und Standsicherheit, 

- der Brandschutz, 

- die Barrierefreiheit, 

- die Belichtung, 

- die Trockenheit, 

- der Schallschutz oder 

- der Wärmeschutz betroƯen werden könnten; 

2. die Ableitung oder Versickerung von Niederschlagswässern ohne bauliche Anlagen in 

Ortsbereichen; 

3. die regelmäßige Verwendung eines Grundstücks oder -teils im Bauland als Stellplatz 

für Fahrzeuge oder Anhänger oder die Herstellung und Veränderung von Grund-

stücksein- und -ausfahrten im Bauland; 

4. die Verwendung eines Grundstücks als Lagerplatz für Material aller Art, ausge-

nommen Abfälle gemäß § 3 Z 1 des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes 1992, LGBl. 8240, 

über einen Zeitraum von mehr als 2 Monaten; 

5. die Lagerung brennbarer Flüssigkeiten ab einem Ausmaß von insgesamt 1000 Liter 

außerhalb gewerblicher Betriebsanlagen; 

6. die nachträgliche Konditionierung oder die Änderung der Konditionierung von Räumen 

in bestehenden Gebäuden (z. B. Beheizung bisher unbeheizter oder nur geringfügig 

temperierter Räume); 

7. die temporäre Aufstellung von nicht ortsfesten Tierunterständen mit einer überbauten 

Fläche von insgesamt nicht mehr als 50 m² oder von mobilen Geflügelställen jeweils 

auf demselben Grundstück; 

8. die Aufstellung einer Photovoltaikanlage mit einer Engpassleistung von mehr als  

100 kW (ausgenommen auf Bauwerken) im Grünland im Hinblick auf die Überein-

stimmung mit dem Flächenwidmungsplan; 

9. die Errichtung eines eigenständigen Bauwerks mit einer überbauten Fläche von 

jeweils nicht mehr als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m;  

10. die Errichtung einer Einfriedung mit einer Höhe von nicht mehr als 3 m oder einer 

oberirdischen baulichen Anlage, deren Verwendung der eines Gebäudes gleicht, mit 
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einer überbauten Fläche von jeweils nicht mehr als 50 m² und einer Höhe von nicht 

mehr als 3 m; 

11. die Abänderung eines Bauwerks, wenn der Brandschutz, die Belichtung oder 

Belüftung von Aufenthaltsräumen, die Trinkwasserversorgung oder 

Abwasserbeseitigung beeinträchtigt oder Rechte nach § 6 verletzt werden könnten 

oder ein Widerspruch zum Ortsbild (§ 56) entstehen könnte; 

12. die Aufstellung und der Austausch eines Heizkessels – ausgenommen jener, die 

nach § 16 Abs. 1 Z 3 und 3a meldepflichtig sind – mit einer Nennwärmeleistung von 

nicht mehr als 400 kW einschließlich einer allfälligen automatischen 

BrennstoƯbeschickung; 

13. Vorhaben in Schutzzonen und erhaltungswürdigen Altortgebieten sowie in Gebieten, 

in denen zu diesem Zweck eine Bausperre gilt (§ 30 Abs. 2 Z 1 und 2 sowie § 35 des 

NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung): 

a) der Abbruch von Gebäuden in Schutzzonen soweit sie nicht unter § 14 Z 7 fallen; 

b) an von allgemein zugänglichen Bereichen einsehbaren Flächen und Gebäudeteilen 

jeweils im Hinblick auf den Schutz des Ortsbildes (§ 56) 

aa) die Aufstellung und der Austausch von thermischen Solaranlagen, 

Photovoltaikanlagen und Wärmepumpen oder deren Anbringung an Bauwerken; 

bb) die Anbringung von TV-Satellitenantennen und von Klimaanlagen; 

cc) die Aufstellung von freistehenden Rankgerüsten; 

c) die Änderung im Bereich der Fassadengestaltung (z. B. der Austausch von Fenstern, 

die Farbgebung, Maßnahmen für Werbezwecke, Sonnenschutzeinrichtungen) oder 

der Gestaltung der Dächer. 

 

Für ein Vorhaben nach § 15 gilt:  

Dem Antrag auf Bewilligung ist eine zur Beurteilung des Vorhabens ausreichende, 

maßstäbliche Darstellung und Beschreibung des Bauvorhabens in 2-facher 

Ausfertigung und für Vorhaben nach § 15, Z.12 überdies ein Typenprüfbericht 

anzuschließen. 

- ausreichende, maßstäbliche Darstellung (2-fach) mit Lageplan, Abmessung (Länge, 

Breite), Grundriss, Schnitt, Ansichten, Aufbau, etc. samt Bemaßung, Angabe der 

überbauten Fläche („Vogelperspektive“), Abstände zu den Grundstücksgrenzen. 

- Beschreibung (2-fach): Abmessungen mit Länge, Breite, Höhe, die Materialien der 

Konstruktion, Wände, Dacheindeckung, etc., die statische Beschreibung 
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(Fundamente, Befestigungen und konstruktive Bauteile unter Berücksichtigung der 

standortbezogenen Einflüsse wie z.B. Windlasten), Entwässerung (Versickerung auf 

Eigengrund oder Einleitung in den Regenwasserkanal) 

- Ist bei einem Vorhaben nach § 15 Z 6 die Vorlage eines Energieausweises oder eines 

Nachweises über die Prüfung des Einsatzes hocheƯizienter alternativer Energie-

systeme erforderlich (§§ 43 Abs. 3 und 44), ist abweichend von Abs. 1 Z 4 und 5 dem 

Antrag der Energieausweis bzw. der Nachweis in zweifacher Ausfertigung anzu-

schließen. Der Energieausweis ist mit dem Inhalt und der Form gemäß der Verordnung 

nach § 43 Abs. 3 zu erstellen. 

 

Meldepflichtige Vorhaben (§ 16 NÖ BO 2014): 
 

(1) Folgende Vorhaben sind der Baubehörde innerhalb von 4 Wochen nach Fertigstellung 

des Vorhabens schriftlich zu melden: 

1. die Errichtung, ortsfeste Aufstellung, der Austausch und die Entfernung von Klima-

anlagen, Wärmepumpen und Heizungsanlagen mit elektrischer Widerstandsheizung 

jeweils mit einer Nennleistung von mehr als 70 kW in oder in baulicher Verbindung 

mit Gebäuden, ausgenommen jene Anlagen, die nach § 15 Z 13 lit. b sublit. aa 

bewilligungspflichtig sind; 

2. die Errichtung von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von jeweils mehr als 12 kW 

auf Bauwerken (§ 66a Abs. 3); 

3. die Aufstellung von Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 50 

kW, welche an eine über Dach geführte Abgasanlage angeschlossen sind, sowie der 

Austausch solcher Heizkessel, wenn dabei der eingesetzte BrennstoƯ und die Bauart 

verändert werden; 

3a. der Austausch von Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 400 

kW, wenn der eingesetzte BrennstoƯ und die Bauart gleichbleiben, die Nennwärme-

leistung gleich oder geringer ist und die Art der Abgasführung beibehalten wird; 

3b. die Änderung des BrennstoƯs eines Heizkessels; 

4. die Aufstellung von Öfen; 

5. der Abbruch von Bauwerken, soweit sie nicht unter § 14 Z 7 und § 15 Z 13 lit. a fallen; 

6. die Herstellung von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge, sofern sie gemäß § 64 Abs. 3 

bis 8 erforderlich sind; 
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6a. die Herstellung von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge mit einer Ladeleistung von 

mehr als 22 kW in Garagen und Parkdecks, ausgenommen Ladepunkte in 

ebenerdigen eingeschoßigen Garagen mit einer Nutzfläche von nicht mehr als  

250 m²; 

7. die Herstellung von Hauskanälen; 

8. die Sanierung von Fassaden einschließlich der Änderung von Fassadensystemen, 

sofern sie nicht § 15 Z 13 lit c unterliegen. 

(2) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 1 bis 3a, 6 und 7 sind eine Darstellung 

und eine Beschreibung gemäß den technischen Vorgaben anzuschließen, die das 

Vorhaben ausreichend dokumentieren, und im Fall des § 58 Abs. 4 und 5 ein 

Nachweis über die Installation selbstregulierender Einrichtungen zur separaten 

Regelung der Temperatur. 

 

Bewilligungs- und meldefreie Vorhaben (§ 17 NÖ BO 2014): 

 

1. die Herstellung von Anschlussleitungen; 

2. die Herstellung von Schwimmteichen, Naturpools und Gartenteichen mit natürlicher 

Randgestaltung ohne Veränderung des umliegenden Geländes mit einer 

Wasserfläche von nicht mehr als 200 m², die Auf- oder Herstellung von Schwimm-

becken und sonstigen Wasserbecken und -behältern (Zisternen und dgl.) mit einem 

Fassungsvermögen von nicht mehr als 50 m³ inklusive der erforderlichen technischen 

Anlagen und Schächte, Schwimmbeckenabdeckungen mit einer Höhe von nicht mehr 

als 1,5 m und Brunnen; 

3. die Instandsetzung von Bauwerken, wenn 

– die Konstruktionsart beibehalten sowie 

– Formen und Farben von außen sichtbaren Flächen nicht wesentlich verändert 

werden; 

3a. der Austausch von Türen und Fenstern einschließlich vertikaler bodengerichteter 

Fensterflächenvergrößerungen, sofern sich der Austausch und die Vergrößerung nicht 

erheblich auf die von allgemein zugänglichen Bereichen wahrnehmbare äußere 

Gestalt des Bauwerks auswirken; 

4. Abänderungen im Inneren des Gebäudes, die nicht die Standsicherheit und den 

Brandschutz beeinträchtigen; Maßnahmen zur kontrollierten Wohnraumlüftung in 

Wohngebäuden mit nicht mehr als 2 Wohnungen sowie Einzelanlagen, bei denen die 
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Lüftungsleitungen von der jeweiligen Nutzungseinheit unmittelbar ins Freie geführt 

werden; 

5. die Anbringung der nach § 66 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 in der 

Fassung BGBl. I Nr. 150/2024, notwendigen Geschäftsbezeichnungen an 

Betriebsstätten, aus-genommen jener Maßnahmen für Werbezwecke, die nach § 15 Z 

13 lit. c bewilligungs-pflichtig sind; 

6. die Herstellung von vertikalen Sonnenschutzeinrichtungen (Außenjalousien, Roll-

laden und dgl.) und horizontal wirkenden, flächigen Sonnenschutzeinrichtungen 

(Markisen, Sonnen-segel und dgl.) bis 50 m² überbaute Fläche sowie deren Anbrin-

gung an Bauwerken, sofern sie nicht § 15, Z 13 lit c unterliegen; 

7. die Aufstellung von Wärmetauschern für die Fernwärmeversorgung sowie die Errich-

tung, der Austausch und die Entfernung von Klimaanlagen und von Wärmepumpen 

jeweils mit einer Nennleistung von nicht mehr als 70 kW, ausgenommen jeweils jener, 

die nach § 15 Z 13 lit. B sublit. aa bewilligungspflichtig oder jener Klimaanlagen, die 

nach § 16 Abs. 1 Z 1 und 2 meldepflichtig sind; 

8. die Aufstellung jeweils einer Gartenhütte und eines Gewächshauses mit einer 

überbauten Fläche von jeweils nicht mehr als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr 

als 3 m außerhalb von Schutzzonen und außerhalb des vorderen Bauwichs bei 

Wohngebäuden pro Wohnung mit zugeordneter Gartenfläche, ausgenommen im 

Bauland-Sondergebiet; 

8a. die Aufstellung von begehbaren Folientunnels und sonstigen Schutz- und Stütz-

vorrichtungen, jeweils für Pflanzen im Grünland, für Zwecke der Land- und Forst-

wirtschaft oder der Gärtnerei; 

8b. die eingeschossige Aufstellung von nicht konditionierten Containern zu Lager-

zwecken mit einem maximalen Volumen von insgesamt 260 m³ im Bauland-Betriebs-

gebiet, Bauland-Verkehrsbeschränktes Betriebsgebiet, Bauland-Industriegebiet und 

Bauland-Verkehrs-beschränktes Industriegebiet; 

9. die Errichtung und Aufstellung von Hochständen, Gartengrillern, Hochbeeten, Spiel- 

und Sportgeräten, freistehenden Rankgerüsten außerhalb von Schutzzonen und 

Altortgebieten (§ 15 Z 13 lit. b sublit. cc), Marterln, Grabsteinen und Brauchtums-

einrichtungen (z. B. Maibäume, Weihnachtsbäume); 

10. die Aufstellung oder Anbringung von Werbe- und Ankündigungseinrichtungen von   

Wählergruppen, die sich an der Wahlwerbung für 
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– die Wahl zu einem allgemeinen Vertretungskörper oder zu den  

   satzungsgebenden Organen einer gesetzlichen beruflichen Vertretung oder 

– die Wahl des Bundespräsidenten oder 

– Volksabstimmungen, Volksbegehren oder Volksbefragungen auf Grund landes-  

            oder bundes-gesetzlicher Vorschriften beteiligen, innerhalb von 6 Wochen vor  

            bis spätestens 2 Wochen nach dem Wahltag oder dem Tag der Volksab- 

            stimmung, der Volksbefragung oder des Volksbegehrens; 

11. die Aufstellung von Zelten oder ähnlichen mobilen Einrichtungen (z. B. Freiluft-

bühnen u. dgl.) mit den Eignungsvoraussetzungen im Sinn des § 10 Abs. 2 Z 3 des NÖ 

Veranstaltungs-gesetzes, LGBl. 7070, welche jedoch dem NÖ Veranstaltungsgesetz 

nicht unterliegen, Betriebsanlagen bzw. technischen Geräten für Volksvergnügungen 

(z. B. Schaukeln, Riesenräder, Hochschaubahnen u. dgl.), jeweils mit einer Bestands-

dauer bis zu 30 Tagen; 

12. die temporäre Aufstellung von Verkaufsständen, Lager- und Verkaufscontainern für 

Waren der Pyrotechnik, wenn sie einer gewerberechtlichen Genehmigungspflicht 

unterliegen, weiters von Musterhütten auf hierzu behördlich genehmigten Flächen in 

Baumärkten sowie die dauerhafte Aufstellung von Marktständen auf Flächen, die 

einer Marktordnung im Sinne des § 293 Gewerbeordnung 1994 in der geltenden 

Fassung unterliegen; 

13. die Aufstellung von Mobilheimen auf Campingplätzen (§ 20 Abs. 2 Z 10 des NÖ 

Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung), soweit 

dies nach anderen NÖ Landesvorschriften zulässig ist; 

14. die Aufstellung von Photovoltaikanlagen oder deren Anbringung auf Bauwerken, 

soweit sie nicht § 15 Abs. 1 Z 2 lit. e oder Z 3 lit. b unterliegen, die Aufstellung von 

thermischen Solaranlagen oder deren Anbringung an Bauwerken sowie von TV-

Satellitenanlagen oder deren Anbringung an Bauwerken, soweit sie nicht § 15 Abs. 1 Z 

3 lit. b unterliegen, weiters die Aufstellung von Batteriespeichern; 

15. die Aufstellung und der Austausch von Maschinen oder Geräten in baulicher 

Verbindung mit Bauwerken sowie die Aufstellung von medizinisch-technischen 

Geräten (z. B. Röntgen-geräten); 

16. die Lagerung von Brennholz für ein auf demselben Grundstück bestehendes 

Gebäude und von land- und forstwirtschaftlichen Produkten auf Grundstücken mit 

der Flächenwidmung Grünland-Land- und Forstwirtschaft sowie Grünland-

Freihalteflächen; 
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17. die temporäre Herstellung von Wetterschutzeinrichtungen in Gastgärten, wenn sie 

einer Prüfung in einem gewerberechtlichen Verfahren unterliegen; 

18. Trockensteinmauern aus Naturstein mit regionaltypischem Erscheinungsbild, auf 

Grundstücken im Grünland, die tatsachlich landwirtschaftlich verwendet werden; 

19. Treppenschrägaufzüge innerhalb einer Wohnung; 

20. die Errichtung baulicher Anlagen in Zusammenhang mit der Bereitstellung öƯent-

licher Kommunikationsnetze (physische Infrastrukturen im Sinn des § 4 Z 12a wie z. B. 

Verteilerkasten, Leitungsrohre), ausgenommen Masten; 

21. die Errichtung und Aufstellung von Wartehäuschen und Telefonzellen; 

22. die kleinräumige Veränderung der Höhenlage des Geländes in einem Ausmaß von 

zusammenhängend höchstens 20 m² außerhalb des Bauwichs, bei der die vor der 

Veränderung bestehende Höhenlage des Geländes auch nachträglich feststellbar ist 

(z. B. lokale Anschüttung oder Abgrabung); 

23. die Herstellung von teichbautechnischen Anlagen (z. B. Dämme, Stauanlagen, 

Becken, Mönche, Wartungsstege), ausgenommen Gebäude. 

24. die befristete Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken im Katastrophen-

fall für die Dauer ihres Bedarfs; 

25. erforderliche Baustelleneinrichtungen (Lagercontainer, Werkzeugcontainer, Bau-

büro, Sanitärcontainer, Pausenräume und dgl.) für den notwendigen Zeitraum der 

Bauführung. 

 

Bauvorhaben im Grünland 

 

In Niederösterreich gilt für das Grünland ein grundsätzliches Bauverbot: Bauwerke 

dürfen dort nur errichtet werden, wenn sie für die spezifische Nutzung (z. B. Land- und 

Forstwirtschaft) unbedingt erforderlich sind. 

Die rechtliche Grundlage bildet das Zusammenspiel aus § 55 der NÖ Bauordnung 2014 

(NÖ BO) und § 20 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG).  

 

Die wichtigsten Regeln im Überblick: 

1. Das Erforderlichkeitsprinzip 

Ein Bauvorhaben im Grünland wird nur dann bewilligt, wenn es für die nachhaltige 

Bewirtschaftung oder die spezifische Grünland-Widmungsart (z. B. Glf – Land- und 

Forstwirtschaft) zwingend notwendig ist. 
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 Prüfung: Die Baubehörde zieht im Verfahren meist agrartechnische 

Sachverständige hinzu, um den tatsächlichen Bedarf (z. B. für einen Stall oder 

Heuschuppen) genau zu prüfen. 

 Ersatzflächen: Besitzt der Antragsteller geeignete Flächen im gewidmeten 

Bauland, wird eine Genehmigung im Grünland verweigert.  

 

2. Abstandsregelungen zur Widmungsgrenze 

Bauwerke, die im Grünland neu errichtet werden, müssen gem. § 55 Abs. 1a NÖ BO 

einen Mindestabstand zur Widmungsgrenze des angrenzenden Baulands einhalten.  

 Dieser Abstand muss mindestens der Gebäudehöhe entsprechen, beträgt 

jedoch mindestens 5 Meter. 

 Ausnahmen gelten, wenn die Widmungsgrenze gleichzeitig die Grundstücks-

grenze ist und auf dem angrenzenden Baulandgrundstück ohnehin kein Bauwich 

einzuhalten ist. [ 

 

3. Gefahren- und Erschließungsprüfung 

Ein Bauwerk darf im Grünland nicht errichtet oder vergrößert werden, wenn der Standort 

durch Naturgefahren bedroht ist oder die Infrastruktur fehlt. Dazu zählen:  

 Hochwasser, Steinschlag, Rutschungen oder Lawinen 

 Ungenügende Tragfähigkeit des Bodens 

 Fehlende, für den Verwendungszweck erforderliche Verkehrserschließung  

 

4. Aktuelle Erleichterungen durch die Bauordnungs-Novelle 

Seit der umfassenden Gesetzesänderung im März 2026 gibt es wesentliche 

bürokratische Entlastungen, insbesondere für landwirtschaftliche Betriebe:  

 Verfahrensart: Das alte Anzeigeverfahren wurde abgeschaƯt. Bislang 

anzeigepflichtige Vorhaben fallen nun unter ein vereinfachtes 

Bewilligungsverfahren (schnellere Abwicklung, reduzierte Unterlagen, 

Nachbarn haben im Regelfall keine Parteistellung).  

 Bewilligungsfreie Anlagen: Das Aufstellen von Maschinen und Geräten in 

baulicher Verbindung mit Gebäuden ist komplett bewilligungs- und meldefrei. 

Auch begehbare Folientunnel sowie Schutzvorrichtungen für Pflanzen im 

Grünland sind unter bestimmten Voraussetzungen bewilligungsfrei.  
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 Erweiterter Bestandsschutz: Für Gebäude im Grünland, die vor mehr als 30 

Jahren abweichend von der ursprünglichen Baubewilligung errichtet und nie 

beanstandet wurden, kann per Feststellungsbescheid ein erweiterter Bestands-

schutz erwirkt werden (gilt jedoch nicht für komplett schwarz errichtete 

Zubauten).  

 

Anfallende Kosten und Gebühren: 

 

- Kosten für das Bewilligungsverfahren (Bundesgebühren für die eingereichten 

Unterlagen), Sachverständigenhonorar, Verwaltungsabgabe) 

 - ev. Aufschließungskosten, Ergänzungsabgabe oder Standortabgabe 

- Kosten für Wasser- und Kanalanschluss (bei Zubau eine Ergänzungsabgabe), die Höhe  

  richtet sich nach der bebauten Fläche sowie der Geschossanzahl des Gebäudes 

- Verwaltungsabgabe bei Fristverlängerungen (die halben Ansätze der Verwaltungs-

abgabe) 

 

Kanal, Wasser, Strom 

 

Die Wasser- und Kanalanschlussleitungen werden von der Gemeinde nur bis zur 

Liegenschaftsgrenze verlegt.  

Während der Bauphase, bis zur Errichtung des ersten Geschosses inkl. Decke, ist das 

benötigte Wasser kostenfrei. Danach ist der Wasserzähler zu montieren und von der 

Gemeinde zu verplomben. Die Anschlussabgaben für Kanal und Wasser sind erst im 

Rahmen der Fertigstellung eines Wohnhauses zu entrichten. Die Erhebung der Flächen, 

die für den Anschluss wichtig sind, erfolgt durch den Gemeinde Dienstleistungsverband 

Region Amstetten. Bitte beachten Sie dazu die Information vom Gemeinde Dienst-

leistungsverband (gda.gv.at). 

Für den benötigten Strom setzen Sie sich bitte rechtzeitig vor Baubeginn mit den 

Leitungsträgern (Netz NÖ GmbH) in Verbindung. Ist ein Telefonanschluss geplant, ist die 

Telekom Austria ihr Ansprechpartner.  
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Aufschließungsabgabe 

 

Wenn ein Grundstück oder ein Teil eines Grundstücks mit Bescheid zum Bauplatz erklärt 

wird oder eine Baubewilligung für die erstmalige Errichtung eines Gebäudes oä. erteilt 

wird, ist von der Gemeinde nach Rechtskraft des diesbezüglichen Bescheides eine 

Aufschließungsabgabe vorzuschreiben.  

Die Vorschreibung erhält der Grundstückseigentümer und diese ist innerhalb von einem 

Monat zu begleichen (§ 38 NÖ BO 2014). Die Aufschließung ist eine einmalige, 

ausschließliche Gemeindeabgabe.  

Bitte beachten Sie, dass die Anschlusskosten für Wasser und Kanal nichts mit der 

Aufschließungsabgabe zu tun haben.  

 

Ergänzungsabgabe im Bauland (§ 39 der NÖ BO 2014) 

 

Eine Ergänzungsabgabe wird in folgenden Fällen vorgeschrieben: 

- Änderung der Grenzen von Bauplätzen, hier wird dem Eigentümer für jeden der neuge- 

  formten Bauplätze eine Ergänzungsabgabe vorgeschrieben, wenn sich das Gesamt- 

  ausmaß oder die Anzahl der Bauplätze verändert.  

- Erfolgt eine Bauplatzerklärung für einen Grundstücksteil, ist eine Ergänzungsabgabe  

  vorzuschreiben.  

- Weiters ist eine Ergänzungsabgabe vorzuschreiben, wenn bei der Verrechnung einer  

  früheren Aufschließungsabgabe ein niedrigerer BauklassenkoeƯizient angewendet 

wurde  

  oder wenn noch nie eine Aufschließungsabgabe vorgeschrieben wurde.  

 

Standortabgabe bei GEB-Widmung 

 

Gemäß § 20 Abs. 9 der NÖ ROG 2014 hat die Gemeinde den Grundeigentümern aus 

folgenden Anlassfällen eine Standortabgabe vorzuschreiben: 

 

- Wiedererrichtung eines erhaltenswerten Gebäudes oder Gebäudeteils 

- Erteilung einer Baubewilligung für die Erweiterung eines Wohngebäudes, wenn damit  

  die Bruttogeschoßfläche insgesamt 170 m² übersteigt 

- Änderung eines bisher betrieblich genutzten Gebäudes 
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Der Ertrag der Abgabe ist für die Herstellung von staubfrei befestigten Straßen im 

Grünland zu verwenden.  

Wenn bei der Gemeinde für die Straßenerrichtung (öƯentliches Gut) ein Interessenten-

beitrag geleistet wurde, ist dieser auf die Standortabgabe anzurechnen.  

 

Gemeindeförderungen 

 

Wie jede Gemeinde bietet auch Viehdorf unterschiedliche Förderungen im Rahmen von 

Bautätigkeiten an. Die entsprechenden Anträge finden Sie auf unserer Homepage unter 

Bürgerservice/ Gemeindeförderungen.  

 

 

Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung! 

Es gibt regelmäßig Termine, wo unser Sachverständige ins Gemeindeamt kommt und Sie 

gerne einen Termin für ein unverbindliches Gespräch vereinbaren können. 

 

 

Sachbearbeiterin Bauamt: Petra Waser 

Tel: 07472/ 641 14-0 

Petra.waser@viehdorf.gv.at 

 
Stand: 07.07.2026 
 


